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W255 2299102-1/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Ronald EPPEL, MA als Vorsitzenden sowie die fachkundigen
Laienrichterinnen Mag. Natascha BAUMANN, MA und Mag. Jutta HAIDNER als Beisitzerinnen Uber die Beschwerde von
XXXX , geb. XXXX , gegen Spruchpunkt B) des Bescheides des Arbeitsmarktservice XXXX vom 28.08.2024, VN: XXXX ,
betreffend den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gemal 8 13 Abs. 2
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) zu Recht erkannt:

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Ronald EPPEL, MA als Vorsitzenden sowie die fachkundigen
Laienrichterinnen Mag. Natascha BAUMANN, MA und Mag. Jutta HAIDNER als Beisitzerinnen Uber die Beschwerde von
romisch 40, geb. rémisch 40, gegen Spruchpunkt B) des Bescheides des Arbeitsmarktservice rémisch 40 vom
28.08.2024, VN: romisch 40, betreffend den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gemald
Paragraph 13, Absatz 2, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) zu Recht erkannt:

A)
Die Beschwerde gegen Spruchpunkt B) des Bescheides wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
1. Verfahrensgang:

1.1.  Mit Bescheid des Arbeitsmarktservice XXXX (in der Folge: AMS) vom 28.08.2024, VN: XXXX , wurde in Spruchpunkt
A) festgestellt, dass der Beschwerdefiihrer (in der Folge: BF) den Anspruch auf Notstandshilfe fir den Zeitraum vom
14.08.2024 bis 26.08.2024 gemald § 49 Arbeitslosenversicherungsgesetz (AIVG) verloren habe. Begrindend wurde
ausgefuhrt, dass der BF den vorgeschriebenen Kontrollmeldetermin am 14.08.2024 nicht eingehalten und sich erst
wieder am 27.08.2024 bei der zustandigen regionalen Geschéftsstelle des AMS gemeldet habe. 1.1. Mit Bescheid des
Arbeitsmarktservice romisch 40 (in der Folge: AMS) vom 28.08.2024, VN: rémisch 40, wurde in Spruchpunkt A)
festgestellt, dass der Beschwerdeflhrer (in der Folge: BF) den Anspruch auf Notstandshilfe fur den Zeitraum vom
14.08.2024 bis 26.08.2024 gemal Paragraph 49, Arbeitslosenversicherungsgesetz (AIVG) verloren habe. Begriindend
wurde ausgefuhrt, dass der BF den vorgeschriebenen Kontrollmeldetermin am 14.08.2024 nicht eingehalten und sich

erst wieder am 27.08.2024 bei der zustandigen regionalen Geschaftsstelle des AMS gemeldet habe.

1.2. In Spruchpunkt B) des unter Punkt 1.1. genannten Bescheides wurde die aufschiebende Wirkung der Beschwerde
gegen diesen Bescheid des AMS vom 28.08.2024 gemadl3 8 13 Abs. 2 VwWGVG ausgeschlossen. Diesbezlglich fihrte das
AMS begrindend zusammengefasst aus, dass die Einhaltung der Kontrollmeldung ein wesentliches Instrument der
Arbeitsvermittlung sei und der raschen Integration in den Arbeitsmarkt diene. Eine aufschiebende Wirkung wirde den
aus generalpraventiver Sicht im 6ffentlichen Interesse gelegenen Normzweck, Leistungen bei Arbeitslosigkeit nur bei
gleichzeitiger Verfugbarkeit fur die Arbeitsvermittlung zu gewahren, unterlaufen. Aus diesem Grund Uberwiege das
offentliche Interesse gegeniber dem mit einer Beschwerde verfolgten Einzelinteresse.1.2.  In Spruchpunkt B) des
unter Punkt 1.1. genannten Bescheides wurde die aufschiebende Wirkung der Beschwerde gegen diesen Bescheid des
AMS vom 28.08.2024 gemadld Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG ausgeschlossen. Diesbezlglich fuhrte das AMS
begrindend zusammengefasst aus, dass die Einhaltung der Kontrollmeldung ein wesentliches Instrument der
Arbeitsvermittlung sei und der raschen Integration in den Arbeitsmarkt diene. Eine aufschiebende Wirkung wirde den
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aus generalpraventiver Sicht im 6ffentlichen Interesse gelegenen Normzweck, Leistungen bei Arbeitslosigkeit nur bei
gleichzeitiger Verfugbarkeit fur die Arbeitsvermittlung zu gewahren, unterlaufen. Aus diesem Grund Uberwiege das
offentliche Interesse gegenuber dem mit einer Beschwerde verfolgten Einzelinteresse.

1.3.  Gegen Spruchpunkt B) des unter Punkt 1.1. und 1.2. genannten Bescheides richtet sich die vom BF fristgerecht
erhobene Beschwerde. Der BF fuhrte aus, dass er am 14.08.2024 nicht im Leistungsbezug gestanden und es daher
nicht rechtens sei, dass ihm ein Kontrollmeldeterminversdumnis vorgeworfen werde.

1.4.  Am 16.09.2024 wurde der Beschwerdeakt dem Bundesverwaltungsgericht im Rahmen eines Eilverfahrens zur
aufschiebenden Wirkung vorgelegt.

2. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
2.1. Feststellungen

2.1.1. Der BF ist am XXXX geboren und seit 28.01.2013 mit Hauptwohnsitz in XXXX , gemeldet. 2.1.1. Der BF ist am
rémisch 40 geboren und seit 28.01.2013 mit Hauptwohnsitz in rémisch 40, gemeldet.

2.1.2. Der BF stand - mit Unterbrechungen durch Dienstverhaltnisse und den Bezug von Krankengeld - ab 09.05.2022
erstmalig im Bezug von Arbeitslosengeld und steht seit 10.04.2023 im Bezug von Notstandshilfe.

2.1.3. Mit Bescheid des AMS vom 28.08.2024, VN: XXXX , wurde in Spruchpunkt A) festgestellt, dass dem BF fur den
Zeitraum von 14.08.2024 bis 26.08.2024 keine Notstandshilfe gebuihrt. Mit Spruchpunkt B) dieses Bescheides wurde
die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid ausgeschlossen. Gegen Spruchpunkt B) dieses
Bescheides erhob der BF am 06.09.2024 fristgerecht Beschwerde. 2.1.3. Mit Bescheid des AMS vom 28.08.2024, VN:
rémisch 40, wurde in Spruchpunkt A) festgestellt, dass dem BF fiir den Zeitraum von 14.08.2024 bis 26.08.2024 keine
Notstandshilfe gebihrt. Mit Spruchpunkt B) dieses Bescheides wurde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde
gegen diesen Bescheid ausgeschlossen. Gegen Spruchpunkt B) dieses Bescheides erhob der BF am 06.09.2024
fristgerecht Beschwerde.

2.1.4. Der BF hat einen mit dem sofortigen Vollzug des angefochtenen Bescheides verbundenen unverhaltnismafigen
Nachteil nicht substantiiert dargetan.

2.2. Beweiswurdigung
2.2.1. Die Feststellungen ergeben sich aus dem vorliegenden Verfahrensakt des Bundesverwaltungsgerichts.

2.2.2. Das Geburtsdatum und die Wohnsitzverhaltnisse des BF (Punkt 2.1.1.) ergeben sich aus dem vorliegenden
Auszug aus dem Zentralen Melderegister.

2.2.3. Die Feststellung zum Bezug von Arbeitslosengeld, Notstandshilfe und Krankengeld sowie den
Dienstverhaltnissen des BF (Punkt 2.1.2) basiert auf dem vorliegenden Bezugsverlauf des AMS und der Einsichtnahme
in die Daten des Dachverbandes der Sozialversicherungstrager.

2.2.4. Die Feststellungen hinsichtlich des ergangenen Bescheides sowie der Beschwerde des BF (Punkt 2.1.3.) ergeben
sich aus dem Verwaltungsakt.

2.2.5. Die Feststellung, dass der BF einen mit dem sofortigen Vollzug des angefochtenen Bescheides verbundenen
unverhaltnismaBigen Nachteil nicht substantiiert dargetan hat (Punkt 2.1.4.), grindet sich auf das Vorbringen des BF in
seiner Beschwerde. Dort fuhrt der BF lediglich aus, am 14.08.2024 nicht im Leistungsbezug gestanden zu sein,
weswegen es nicht rechtens sei, dass ihm ein Kontrolimeldeterminversdumnis vorgeworfen werde. Das Vorbringen
richtet sich somit ausschlief3lich inhaltlich gegen den Verlust des Anspruches auf Notstandshilfe und nicht gegen den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde. Seitens des BF wurden keine Griinde dargebracht, die bei
Vornahme einer Interessenabwagung gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung sprachen.

2.3. Rechtliche Beurteilung

Gemal? § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVWGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gemald Paragraph 6,
Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVWGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes und die Entscheidung durch einen Senat unter Mitwirkung



fachkundiger Laienrichter ergeben sich aus 88 6, 7 BVWGG iVm. § 56 Abs. 2 AIVG. Die Beschwerde ist rechtzeitig und
auch sonst zulassig.Die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes und die Entscheidung durch einen Senat unter
Mitwirkung fachkundiger Laienrichter ergeben sich aus Paragraphen 6, 7 BVWGG in Verbindung mit Paragraph 56,
Absatz 2, AIVG. Die Beschwerde ist rechtzeitig und auch sonst zulassig.

Zu A)

2.3.1. Die im vorliegenden Beschwerdefall maRgebende Bestimmung des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes
(VWGVG) lautet:

+Aufschiebende Wirkung

8§ 13. (1) Eine rechtzeitig eingebrachte und zulassige Beschwerde gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat aufschiebende
Wirkung.Paragraph 13, (1) Eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemal? Artikel 130, Absatz eins,
Ziffer eins, B-VG hat aufschiebende Wirkung.

(2) Die Behorde kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschlieRen, wenn nach Abwagung der berthrten
offentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die
Ausubung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdaumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend
geboten ist. Ein solcher Ausspruch ist tunlichst schon in den Gber die Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen.

(3) Die Behorde kann Bescheide gemal3 Abs. 2 von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei aufheben oder abandern,
wenn sich der mal3gebliche Sachverhalt so gedandert hat, dass seine neuerliche Beurteilung einen im Hauptinhalt des
Spruchs anderslautenden Bescheid zur Folge hatte.(3) Die Behdrde kann Bescheide gemald Absatz 2, von Amts wegen
oder auf Antrag einer Partei aufheben oder abandern, wenn sich der maRRgebliche Sachverhalt so geandert hat, dass
seine neuerliche Beurteilung einen im Hauptinhalt des Spruchs anderslautenden Bescheid zur Folge hatte.

(4) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemald Abs. 2 hat keine aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde
nicht als verspatet oder unzuldssig zurtickzuweisen ist, hat die Behérde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter
Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen. Gleichzeitig hat die Behdrde den Parteien eine Mitteilung
Uber die Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht zuzustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu
enthalten, dass Schriftsatze ab Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht unmittelbar bei diesem
einzubringen sind. Das Verwaltungsgericht hat Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverzlglich zu
entscheiden und der Behorde, wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die
Akten des Verfahrens zurlickzustellen.”(4) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemall Absatz 2, hat keine
aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspatet oder unzuldssig zurlickzuweisen ist, hat die
Behoérde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen.
Gleichzeitig hat die Behorde den Parteien eine Mitteilung Uber die Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht
zuzustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass Schriftsdtze ab Vorlage der Beschwerde an das
Verwaltungsgericht unmittelbar bei diesem einzubringen sind. Das Verwaltungsgericht hat Uber die Beschwerde ohne
weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden und der Behdrde, wenn diese nicht von der Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens zurlckzustellen.”

2.3.2. Abweisung der Beschwerde

2.3.2.1. Das VWGVG sieht vor, dass eine rechtzeitig eingebrachte und zulassige Beschwerde gemaf3 Art. 130 Abs. 1 Z 1
B-VG aufschiebende Wirkung hat (8§ 13 Abs. 1 VWGVG), solange diese Wirkung nicht mit Bescheid & 13 Abs. 2 VwWGVG)
oder mit Beschluss (§ 22 Abs. 2 VWGVG) ausgeschlossen worden ist.2.3.2.1. Das VWGVG sieht vor, dass eine rechtzeitig
eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG aufschiebende Wirkung hat
(Paragraph 13, Absatz eins, VWGVG), solange diese Wirkung nicht mit Bescheid (Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG) oder
mit Beschluss (Paragraph 22, Absatz 2, VWGVG) ausgeschlossen worden ist.

Gemal 8 13 Abs. 2 VwWGVG kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid der Behdrde ausgeschlossen werden, wenn
nach Abwagung der berlhrten 6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des
angefochtenen Bescheides oder die Auslibung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung
wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.GemaR Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG kann die aufschiebende
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Wirkung mit Bescheid der Behorde ausgeschlossen werden, wenn nach Abwdgung der beruhrten oOffentlichen
Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Auslibung
der durch den angefochtenen Bescheid eingerdaumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.

Nach § 13 Abs. 5 VWGVG hat die Behorde die Beschwerde gegen einen Bescheid gemal Abs. 2 - sofern sie nicht als
verspatet oder unzuldssig zurlckzuweisen ist - dem Verwaltungsgericht unter Anschluss der Akten des Verfahrens
unverzulglich vorzulegen. Das Verwaltungsgericht hat tUber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu
entscheiden und der Behdrde, wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die
Akten des Verfahrens zurickzustellen.Nach Paragraph 13, Absatz 5, VWGVG hat die Behdrde die Beschwerde gegen
einen Bescheid gemalR Absatz 2, - sofern sie nicht als verspatet oder unzuldssig zuriickzuweisen ist - dem
Verwaltungsgericht unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziiglich vorzulegen. Das Verwaltungsgericht hat
Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden und der Behdérde, wenn diese nicht von
der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens zurtickzustellen.

Die Entscheidung Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist das Ergebnis einer im Einzelfall
vorzunehmenden Interessenabwagung (VWGH vom 01.09.2014, Ra 2014/03/0028).§ 13 Abs. 2 VWGVG ermdglicht es,
den in der Praxis bestehenden Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Einbringung allenfalls unberechtigt
empfangener Geldleistungen zu begegnen und dem Interesse der Versichertengemeinschaft, die Einbringlichkeit von
(vermeintlich) zu Unrecht gewahrten Leistungen an den einzelnen Versicherten ohne Zuwarten auf eine rechtskraftige
Entscheidung im Falle der Bekampfung eines Bescheides zu bericksichtigen, indem die berlhrten o6ffentlichen
Interessen mit den Interessen des Leistungsempfangers abgewogen werden. Stellt sich im Zuge dieser
Interessenabwagung heraus, dass der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides wegen Gefahr im Verzug
dringend geboten ist, so kann die Behorde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde mit Bescheid
ausschliel3en.Die Entscheidung Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist das Ergebnis einer im Einzelfall
vorzunehmenden Interessenabwagung (VwWGH vom 01.09.2014, Ra 2014/03/0028). Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG
ermoglicht es, den in der Praxis bestehenden Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Einbringung allenfalls
unberechtigt empfangener Geldleistungen zu begegnen und dem Interesse der Versichertengemeinschaft, die
Einbringlichkeit von (vermeintlich) zu Unrecht gewahrten Leistungen an den einzelnen Versicherten ohne Zuwarten auf
eine rechtskraftige Entscheidung im Falle der Bekampfung eines Bescheides zu berticksichtigen, indem die berUhrten
offentlichen Interessen mit den Interessen des Leistungsempfangers abgewogen werden. Stellt sich im Zuge dieser
Interessenabwagung heraus, dass der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides wegen Gefahr im Verzug
dringend geboten ist, so kann die Behorde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde mit Bescheid ausschlieRen.

Das Tatbestandsmerkmal ,Gefahr im Verzug” bringt zum Ausdruck, dass die Bestimmung (der Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung) nur das Eintreten erheblicher Nachteile flir eine Partei bzw. gravierender Nachteile fir das
offentliche Wohl verhindern soll (vgl. Hengstschlager/Leeb, Rz 31 zu§ 64 AVG; Eder/Martschin/Schmid, Das
Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte?, § 13 VWGVG K 12).Das Tatbestandsmerkmal ,Gefahr im Verzug” bringt zum
Ausdruck, dass die Bestimmung (der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung) nur das Eintreten erheblicher Nachteile
fUr eine Partei bzw. gravierender Nachteile fiir das 6ffentliche Wohl verhindern soll vergleiche Hengstschlager/Leeb, Rz
31 zu Paragraph 64, AVG; Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte?, Paragraph 13,
VwWGVG K 12).

Der Verwaltungsgerichtshof hat in diesem Zusammenhang in seinem Erkenntnis vom 11.04.2018, Ro 2017/08/0033,
Folgendes ausgefiihrt:

LUm die vom Gesetzgeber auRBerdem geforderte Interessenabwagung vornehmen zu koénnen (vgl. zur
Interessenabwagung nach & 30 Abs. 2 VwGG VwWGH vom 14.02.2014, Ro 2014/02/0053), hat ein Notstandshilfebezieher
insbesondere die nicht ohne weiteres erkennbaren Umstande, die sein Interesse an einer Weitergewahrung
untermauern, sowie die in seiner Sphare liegenden Umstande, die entgegen entsprechender Feststellungen des AMS
far die Einbringlichkeit einer kiinftigen Ruckforderung sprechen, spatestens in der Begriindung (8 9 Abs. 1 Z 3 VWGVG)
seiner Beschwerde gegen die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darzutun und zu bescheinigen, zumal
das Verwaltungsgericht gemalR § 13 Abs. 5 VWGVG Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu
entscheiden hat.”,Um die vom Gesetzgeber auBerdem geforderte Interessenabwagung vornehmen zu koénnen
vergleiche zur Interessenabwagung nach Paragraph 30, Absatz 2, VWGG VwGH vom 14.02.2014, Ro 2014/02/0053), hat
ein Notstandshilfebezieher insbesondere die nicht ohne weiteres erkennbaren Umstande, die sein Interesse an einer
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Weitergewdhrung untermauern, sowie die in seiner Sphare liegenden Umstande, die entgegen entsprechender
Feststellungen des AMS fur die Einbringlichkeit einer kiinftigen Ruckforderung sprechen, spatestens in der Begrindung
(Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3, VwWGVG) seiner Beschwerde gegen die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung
konkret darzutun und zu bescheinigen, zumal das Verwaltungsgericht gemal Paragraph 13, Absatz 5, VwGVG Uber die
Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden hat.”

Wie bereits ausgefuhrt, erlaubt aber erst eine entsprechende Konkretisierung, die vom Antragsteller bzw.
Beschwerdefihrer glaubhaft darzutun ist, eine solche Interessenabwagung (vgl. dazu etwa VwGH 18.11.2003, AW
2003/17/0058). Nur durch die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst ziffernmaRiger - Angaben Uber die
finanziellen Verhaltnisse des Antragstellers bzw. BeschwerdefUhrers wird das erkennende Verwaltungsgericht
Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der Vollzug des angefochtenen Bescheides flr den Antragsteller
bzw. Beschwerdefuhrer einen unverhdltnismaBigen Nachteil mit sich brachte (vgl. z.B. VwWGH vom 11.03.1996,
96/17/0071; 27.06.1996, 96/17/0028; 10.08.2011, 2011/17/0028).Wie bereits ausgefuhrt, erlaubt aber erst eine
entsprechende Konkretisierung, die vom Antragsteller bzw. Beschwerdefiihrer glaubhaft darzutun ist, eine solche
Interessenabwagung vergleiche dazu etwa VWGH 18.11.2003, AW 2003/17/0058). Nur durch die glaubhafte Dartuung
konkreter - tunlichst ziffernmdaR3iger - Angaben Uber die finanziellen Verhaltnisse des Antragstellers bzw.
Beschwerdefuhrers wird das erkennende Verwaltungsgericht Gberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der
Vollzug des angefochtenen Bescheides fur den Antragsteller bzw. Beschwerdeflhrer einen unverhaltnismaRigen
Nachteil mit sich brachte vergleiche z.B. VWGH vom 11.03.1996, 96/17/0071; 27.06.1996, 96/17/0028; 10.08.2011,
2011/17/0028).

Im Erkenntnis vom 27.04.2022, Ra 2020/08/0030, fuhrte der VWGH aus, dass ein im 6ffentlichen Interesse gelegener
Bedarf an einer Aberkennung der aufschiebenden Wirkung im Allgemeinen insbesondere - aber nicht ausschlieBlich -
bei der Verhdngung einer Sperrfrist mangels Arbeitswilligkeit gemaR & 10 Abs. 1 Z 1 AIVG gegeben sei, deren
disziplinierender Zweck weitgehend verloren ginge, wenn sie erst Monate nach ihrer Verhdngung in Kraft treten wirde.
Im verfahrensgegenstandlichen Fall handelt es sich zwar nicht um die Verhdngung einer Sperrfrist nach § 10 Abs. 1 Z 1
AIVG, sondern um eine Kontrollmeldeterminversaumnis gemafld §8 49 AIVG, der Bedarf an einer Aberkennung der
aufschiebenden Wirkung ist allerdings auch in Fallen des § 49 AIVG gegeben. Im Erkenntnis vom 27.04.2022, Ra
2020/08/0030, fuhrte der VWGH aus, dass ein im 6ffentlichen Interesse gelegener Bedarf an einer Aberkennung der
aufschiebenden Wirkung im Allgemeinen insbesondere - aber nicht ausschlieBlich - bei der Verhdngung einer
Sperrfrist mangels Arbeitswilligkeit gemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AIVG gegeben sei, deren
disziplinierender Zweck weitgehend verloren ginge, wenn sie erst Monate nach ihrer Verhangung in Kraft treten wirde.
Im verfahrensgegenstandlichen Fall handelt es sich zwar nicht um die Verhangung einer Sperrfrist nach Paragraph 10,
Absatz eins, Ziffer eins, AIVG, sondern um eine Kontrollmeldeterminversaumnis gemaR Paragraph 49, AIVG, der Bedarf
an einer Aberkennung der aufschiebenden Wirkung ist allerdings auch in Fallen des Paragraph 49, AIVG gegeben.

Die Interessenabwagung kann vor allem dann zu Gunsten einer Aberkennung der aufschiebenden Wirkung
ausschlagen, wenn fiir den Fall einer vorlufigen Weitergewahrung einer Leistung die Einbringlichkeit des Uberbezuges
gefahrdet ist. Ob eine solche Gefahrdung vorliegt, hat das AMS zu ermitteln und gegebenenfalls auf Grund konkret
festzustellender Tatsachen Uber die wirtschaftlichen Verhéltnisse der betroffenen Partei festzustellen (Miller in Pfeil,
AIVG-Komm Rz 3 f und 19 zu § 56). Wirkt der Leistungsbezieher an den Feststellungen Uber die Einbringlichkeit nicht
mit, kann von einer Gefdhrdung derselben ausgegangen werden (vgl. Muller in Pfeil, AIVG-Komm Rz 19 zu § 56). Eine
maRgebliche Gefdhrdung der Einbringlichkeit des Uberbezuges ware allerdings dann nicht anzunehmen, wenn die
prima facie beurteilten Erfolgsaussichten der Beschwerde eine Ruckforderung der weiter gezahlten Notstandshilfe
unwahrscheinlich machen (vgl. zur Erfolgsprognose VwWGH 9.5.2016, Ra 2016/09/0035) (VwGH 27.04.2020,Ra
2020/08/0030). Die Interessenabwagung kann vor allem dann zu Gunsten einer Aberkennung der aufschiebenden
Wirkung ausschlagen, wenn fir den Fall einer vorlaufigen Weitergewahrung einer Leistung die Einbringlichkeit des
Uberbezuges gefahrdet ist. Ob eine solche Gefahrdung vorliegt, hat das AMS zu ermitteln und gegebenenfalls auf
Grund konkret festzustellender Tatsachen Uber die wirtschaftlichen Verhaltnisse der betroffenen Partei festzustellen
(Mdller in Pfeil, AIVG-Komm Rz 3 f und 19 zu Paragraph 56,). Wirkt der Leistungsbezieher an den Feststellungen Uber
die Einbringlichkeit nicht mit, kann von einer Gefahrdung derselben ausgegangen werden vergleiche Muller in Pfeil,
AIVG-Komm Rz 19 zu Paragraph 56,). Eine maRgebliche Gefahrdung der Einbringlichkeit des Uberbezuges wére
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allerdings dann nicht anzunehmen, wenn die prima facie beurteilten Erfolgsaussichten der Beschwerde eine
Ruckforderung der weiter gezahlten Notstandshilfe unwahrscheinlich machen vergleiche zur Erfolgsprognose VwWGH
9.5.2016, Ra 2016/09/0035) (VwGH 27.04.2020, Ra 2020/08/0030).

2.3.2.2. Unter Berucksichtigung des im Rahmen eines Provisorialverfahrens eingeschrankten Prufungsmalistabes
vermag das erkennende Gericht die Erwagungen der belangten Behdrde Uber den Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung nicht von vornherein als unschlissig zu erkennen. So fuhrte das AMS aus, dass sich die im 6ffentlichen
Interesse gelegene Arbeitsmarktintegration umso schwieriger gestaltet, je langer die arbeitslose Person der
Vermittlungstatigkeit fernbleibt, indem sie vorgeschriebene Kontrolimeldetermin ohne Vorliegen triftiger Griinde nicht
wahrnimmt. Eine vorldufige Auszahlung der Leistung stiinde im Hinblick auf die vom BF verursachte Verhinderung der
Vermittlungs- und Betreuungstatigkeit in einem die Versichertengemeinschaft grob belastenden Missverhaltnis.

2.3.3.3. Der BF hat im vorliegenden Fall keinen ihn besonders treffenden Nachteil durch den Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung dargetan (siehe Beweiswurdigung), sondern lediglich vorgebracht, dass er zum Zeitpunkt des
Kontrollmeldetermins nicht im Leistungsbezug gestanden sei. Er machte keine konkreten Angaben zu seinen
finanziellen Verhaltnissen oder sonstige Angaben, die substantiiert genug waren, um das Bundesverwaltungsgericht in
die Lage zu versetzen, beurteilen zu kdénnen, ob der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung einen
unverhaltnismaRigen Nachteil fir den BF mit sich brachte.

Auch eine wie im oben zitierten Erkenntnis des VwWGH vom 27.04.2020,Ra 2020/08/0030, prima facie Beurteilung der
Erfolgsaussichten fihrt nicht zu dem Ergebnis, dass eine RiUckforderung der weiter gezahlten Leistung
unwahrscheinlich ist.

2.3.3.4. Im Ergebnis erfolgte der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde somit zu Recht.
2.3.4. Zum Entfall der mindlichen Verhandlung

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt von Amts
wegen eine 6ffentliche miindliche Verhandlung durchzufihren. GemaR Abs. 3 leg cit hat der BF die Durchfiihrung einer
mundlichen Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist
Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht Gbersteigender Frist, einen Antrag auf Durchfihrung
einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfiihrung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen
Parteien zurlickgezogen werden. Gemal3 Abs. 4 leg cit kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nichts anders
bestimmt ist, das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung absehen, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der mundlichen Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (EMRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI.
Nr. C vom 30.03.2010 S. 389 (GRC), entgegenstehen.GemdR Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG hat das
Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt von Amts wegen eine 6ffentliche mindliche
Verhandlung durchzufiihren. Gemal Absatz 3, leg cit hat der BF die Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung in
der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen
angemessener, zwei Wochen nicht Ubersteigender Frist, einen Antrag auf Durchfiihrung einer Verhandlung zu stellen.
Ein Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurlickgezogen
werden. Gemald Absatz 4, leg cit kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nichts anders bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
mundlichen Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (EMRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der
Europaischen Union, ABI. Nr. C vom 30.03.2010 Sitzung 389 (GRC), entgegenstehen.

Von der Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung wurde gemaR § 24 Abs. 4 VwWGVG abgesehen, da der Sachverhalt
aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde hinreichend geklart schien. Der entscheidungsrelevante
Sachverhalt war damit weder in wesentlichen Punkten ergadnzungsbediirftig, noch erschien er in entscheidenden
Punkten als nicht richtig. Zudem liegt eine Rechtsfrage von keiner besonderen Komplexitat vor. Dem Entfall der
mundlichen Verhandlung stehen auch weder Art. 6 Abs. 1 EMRK noch Art. 47 GRC entgegen. Von der Durchfihrung
einer mindlichen Verhandlung wurde gemal3 Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG abgesehen, da der Sachverhalt aus der
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Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde hinreichend geklart schien. Der entscheidungsrelevante Sachverhalt war
damit weder in wesentlichen Punkten erganzungsbedurftig, noch erschien er in entscheidenden Punkten als nicht
richtig. Zudem liegt eine Rechtsfrage von keiner besonderen Komplexitdt vor. Dem Entfall der mundlichen
Verhandlung stehen auch weder Artikel 6, Absatz eins, EMRK noch Artikel 47, GRC entgegen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf3
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhdangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer diesbeziglichen Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor. In der rechtlichen
Beurteilung zu Punkt A) wurde ausfUhrlich auf die Judikatur des VWGH eingegangen und diese zitiert.Die Revision ist
gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer diesbezlglichen Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. In der rechtlichen Beurteilung zu Punkt
A) wurde ausflhrlich auf die Judikatur des VWGH eingegangen und diese zitiert.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
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